
Anlässlich des 12. To-

destages des Literaten 

und Oppositionellen 

Jürgen Fuchs wur-

de am 9. Mai im 

Thüringer Land-

tag in Anwesenheit 

von Nobelpreisträge-

rin Herta Müller eine 

Jürgen-Fuchs-Erinne-

rungsstele eingeweiht.

Anschließend las Frau 

Müller im Plenarsaal 

aus den Werken Jürgen Fuchs und aus ihrem Buch ‚Die Atemschaukel’ 

(siehe Seite 2).  v.l.n.r.: Landtagspräsidentin Birgit Diezel (CDU) mit Herta 

Müller und Hans-Jürgen Döring (SPD).
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Kurz gemeldet 
Landtagspräsidentin Birgit Diezel (CDU) nahm am 5. Mai anlässlich des 20-jährigen Jubiläums der Thüringer Architektenkammer am 
offiziellen Festakt und der anschließenden Ausstellungseröffnung teil. +++  Am 6. Mai begleitete Frau Diezel mit ihrem Grußwort die 
Schlüsselübergabe des neuen BIO-Gewächshauses der Ortsvereinigung Lebenshilfe Gera, in dem künftig gesunde Lebensmittel gedei-
hen werden. +++ Landtagspräsidentin Diezel besuchte am 12. Mai die Staatliche Grundschule in Brotterode, welche im vergangenen 
Jahr von Computer-Spenden der Thüringer Landtagsverwaltung profitierte. Im Anschluss informierte sie sich im UNESCO-Biosphären-
reservat Rhön über die beeindruckende Naturlandschaft. +++ Die Krankenkasse Barmer GEK veranstaltete am 18. Mai einen Parlamen-
tarischen Abend in der Cafeteria des Landtages. Thema der von Vizepräsidentin Dr. Birgit Klaubert (DIE LINKE) eröffneten Veranstal-
tung waren die Chancen und Herausforderungen an eine zukünftige Gesundheitspolitik.

Vom 18. bis zum 20. Mai kamen 
die Abgeordneten des Thürin-
ger Landtags zu ihrer dreitäti-
gen Plenarsitzung zusammen. 
Alle fünf Fraktionen brachten 
Gesetzentwürfe und Anträge 
in den Landtag ein, so dass ins-
gesamt 30 Punkte die Tages-
ordnung ausfüllten.
In zweiter Beratung verab-
schiedeten die Abgeordneten 
des Thüringer Landtags ein 
Gesetz zur Änderung der Thü-
ringer Bauordnung. Mit die-
ser Gesetzesänderung ist es 
fortan möglich, das Geneh-
migungsverfahren bei kleinen 
Anlagen zur Energiegewin-
nung aus erneuerbaren Quel-

len zu erleichtern. Ebenfalls in 
zweiter Abstimmung verab-
schiedeten die Parlamentarier 
der Fraktionen CDU, SPD und 
FDP eine Änderung des Thürin-
ger Hochschulzulassungsge-
setzes. Die neue Regelung gibt 
den Universitäten und Fach-
hochschulen im Freistaat die 
Möglichkeit, mittels einer Zu-
gangsbeschränkung die Zahl 
der Masterstudienplätze im 
Sinne optimaler Studienbedin-
gungen zu begrenzen. In ers-
ter Lesung forderte die Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
in ihrem Gesetzentwurf Thü-
ringer Klimaschutz-Gebäude-
Rahmengesetz eine verbind-

liche Festlegung von Klima-
schutzzielen für den Gebäu-
debestand in Thüringen. Die 
Ausschussüberweisung wur-
de jedoch von der Mehrheit 
des Parlaments abgelehnt. Auf 
Vorschlag der Fraktion DIE LIN-
KE wurde eine Änderung zur 
Ausführung des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch und das 
Gesetz zur Umsetzung des Bil-
dungs- und Teilhabepakets in 
Thüringen diskutiert und an-
schließend in den Ausschuss 
für Soziales, Familie und Ge-
sundheit überwiesen. Auf An-
trag der Landesregierung be-
schäftigte sich das Plenum  
mit der Entlastung der Landes-

regierung für das Haushalts-
jahr 2008 u.a. mit der Haus-
haltsrechnung 2008 und mit 
dem Jahresbericht 2010 des 
Thüringer Rechnungshofes. 
Mit dem Papstbesuch im Sep-
tember 2011 setzten sich die 
Fraktion der FDP als auch die 
Fraktionen der CDU und SPD 
auseinander. Im Mittelpunkt 
der Debatte stand dabei die 
Bedeutung des Papstbesuches 
für die Ökumene. Außerdem 
beschäftigte sich die FDP in ei-
nem Antrag mit dem Gutach-
ten der Landesregierung „Zum 
Zeitrahmen und zur Notwen-
digkeit einer Funktional- und 
Gebietsreform in Thüringen“.

Im Anschluss an die Plenarde-
batte am 19. Mai unterzeichne-
ten die Präsidentin des Thürin-
ger Landtags Birgit Diezel und 
die Ministerpräsidentin des Frei-
staats Thüringen Christine Lie-
berknecht (beide CDU) die Ver-
einbarung zur Unterrichtung 
und Beteiligung des Landtags 
in EU-Angelegenheiten. Die Ver-
einbarung wurde bereits im Ap-
ril-Plenum einstimmig beschlos-
sen und erlangt nun mit ihrer 
Unterzeichnung Wirksamkeit. 
Somit ist die Voraussetzung ge-

Vereinbarung zur Beteiligung des Landtags an EU-Angelegenheiten unterzeichnet

schaffen, den Thüringer Landtag 
künftig gezielt an der europäi-
schen Willensbildung zu betei-
ligen. Landtagspräsidentin Die-
zel betonte: „Mit der Vereinba-
rung werden die Rechte des Par-
laments in EU-Angelegenheiten 
gestärkt. Das Parlament kann 
endlich seiner gewachsenen Ver-
antwortung in EU-Angelegen-
heiten gerecht werden und sich 
aktiv am System der sogenann-
ten Frühwarnkontrolle beteili-
gen. Nach dieser sehr modernen 
und vorausschauenden Bestim-

mung ist die Landesregierung 
verpflichtet, den Landtag recht-
zeitig über alle Angelegenheiten 
der Europäischen Gemeinschaft 
zu unterrichten, soweit sie für 
das Land von grundsätzlicher Be-
deutung sind.“ Neben Landtags-
präsidentin Diezel verwies Mi-
nisterpräsidentin Lieberknecht 
auf die Interessen der Bürge-
rinnen und Bürger: „Die Verein-
barung ermöglicht die wirksa-
me Diskussion europapolitischer 
Fragestellung mit Thüringenbe-
zug im Landesparlament. Im Sin-
ne der Bürger müssen der Land-
tag und die Landesregierung, die 

Chance der aktiven Mitgestal-
tung bei EU-Vorhaben nutzen. „
Professor Dr. Siegfried Broß, Bun-
desverfassungsrichter a.D., sagte 
in seinem Festvortrag: „Die nun-
mehr stärkere Einbindung der 
Länder in den europäischen Inte-
grationsprozess über ihre Land-
tage ist hervorragend geeignet, 
dessen Transparenz und Akzep-
tanz bei den Menschen zu stei-
gern. Die Länder sind, das zeigt 
die Entwicklung der europäi-
schen Integration fortwährend 
deutlich, nicht mehr nur betei-
ligt, sondern sie müssen ins Zen-
trum rücken.“
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Aus der Arbeit der Ausschüsse 

Veranstaltungen im Landtag

Landwirtschaftsausschuss informiert sich in 
Brüssel über die Zukunft Europäischer Agrarpolitik
Vom 2. bis 4. Mai war der Aus-
schuss für Landwirtschaft, 
Forsten, Umwelt und Natur-
schutz in Brüssel zu Gast. In 
der Vertretung des Freistaates 
informierten sich die Abgeord-
neten zu Fragen der Zukunft 
der Gemeinsamen Agrarpolitik 
der Europäischen Union (GAP). 
Zu den zahlreichen Gesprächs-
partnern zählten sowohl Ver-
treter der Ratpräsidentschaft 
Ungarns als auch der Europä-
ischen Kommission, welche 
über die Reform der GAP nach 
2013 berichteten. Kernanliegen 
der mitgereisten Abgeordne-
ten und Bauernvertreter war 

es, sich für einen Erhalt der Un-
terstützungszahlungen an die 
landwirtschaftlichen Unter-
nehmen in der Region einzu-
setzen. 
Am zweiten Tag in Brüssel in-
formierten Mitglieder ver-
schiedener Fraktionen des Eu-
ropäischen Parlaments die Ab-
geordneten aus Erfurt über ak-
tuelle Entwicklungen in der 
europäischen Agrarpolitik. Ne-
ben relevanten Fragen über 
den agrarpolitischen Haushalt 
stand auch die Qualität der 
hergestellten Produkte auf der 
Tagesordnung im „Haus der 
Landwirtschaftsverbände“. 

Ausstellungen im Landtag
Udo Eisenacher – Malerei
Kunst als erfüllte Lebenszeit 

Bildertitel wie ‚Homunculus’, 
‚Störfall’ oder ‚Spektakel’ lassen 
vermuten, dass die Werke des 
Meininger Malers und Grafi-
kers Udo Eisenacher keine All-
tagskunst sind. Die Farbe Grau 
in all ihren Farbnuancen ge-
paart mit einzelnen Blau-, Rot- 
und Orangetönen bestimmen 
den Charakter seiner Kunst, die 
nun im Thüringer Landtag zu 
sehen ist.
„Mit Udo Eisenacher stellt ein 
Bekannter der Südthüringer 
Kunstszene im Landesparla-
ment aus“, sagte Landtagsprä-
sidentin Birgit Diezel (CDU) zur 
Eröffnung der Ausstellung. „Al-
le Bilder sind ein ästhetischer 
Gewinn. Denn jedes Einzelne 
lässt uns teilhaben an der Fas-
zination des Authentischen 
und an der sinnlichen Nähe 
dieser intensiven Kompositi-

onen. Von uns Besuchern er-
wartet diese Ausstellung Neu-
gier, den offenen Blick und das 
unvoreingenommene Schau-
en“, so Frau Diezel über die Bil-
der des Künstlers. Der 1953 in 
Steinfeld bei Hildburghausen 
geborene Udo Eisenacher ist 
bereits seit 1983 als freischaf-
fender Maler tätig. Seine Wer-
ke sind keine leichte Kost, doch 
erkennt der interessierte Be-
trachter beim genauen Hinse-
hen unser aller Lebenswelt. Für 
ihn ist Kunst erfüllte Lebens-
zeit – dies ist an seinen Bildern 
zu erkennen. 
Die Ausstellung ist bis zum 17. 
Juni 2011, Montag bis Freitag 
von 8.00 bis 18.00 Uhr geöff-
net, am Wochenende und an 
Plenartagen nach Vereinba-
rung. 
Der Eintritt ist frei.

„Der Macht des freien Wortes ein Denkmal setzen“

In einer bewegenden Feierstun-
de wurde am 9. Mai im Thürin-
ger Landtag in Anwesenheit von 
Literaturnobelpreisträgerin Her-
ta Müller (im Bild) Jürgen-Fuchs-
Erinnerungsstele eingeweiht. Die 
Stele erinnert an den DDR-Bür-
gerrechtler und Litertaten Jür-
gen Fuchs, der am 9. Mai 1999 ver-
starb. 
Bei der feierlichen Einweihung, zu 
der auch die Mutter und weite-
re Familieangehörige von Jürgen 
Fuchs kamen, betonte Landtags-
präsidentin Birgit Diezel (CDU) 
vor den rund 200 Gästen: „Als Zei-
chen unseres fortwährenden Res-
pekts weihen wir am 12. Todestag 
von Jürgen Fuchs im Thüringer 
Landtag eine Stele ein, die dem 
Andenken an den Autor gewid-
met ist. Dies ist ein Tag, an dem 
wir der Macht des freien Wor-
tes ein Denkmal setzen.“ Der Ab-
geordnete Hans-Jürgen Döring 
(SPD) auf dessen Initiative das 
Erinnerungsprojekt zurückgeht, 

sagte über seinen Freund 
Jürgen Fuchs: „Sein 
Grundthema war Aufbe-
gehren gegen die ange-
passte Macht. Wahrheit 
herstellen. Mitteilen, was 
wirklich geschieht. Sich 
einmischen, damit Huma-
nismus sich behauptet. Er 
hat nicht resigniert und 
damit auch unsere Wür-
de verteidigt.“ Höhepunkt 
der Feierstunde war die 
Lesung mit Herta Müller. 
Sie las aus den Werken 
Jürgen Fuchs als auch 
zwei Kapitel aus ihrem 
Roman ‚Die Atemschau-
kel’. Sichtlich bewegt 
sagte Frau Müller im Ge-

spräch mit Udo Scheer: „Es wä-
re besser mit Jürgen Fuchs hier 
zu sein, anstatt Plätze und Stra-
ßen nach ihm zu benennen. Er 
gilt eher als Bürgerrechtler. Das 
Literarische ist dabei zu kurz ge-
kommen. Dabei hat er die ge-
nauesten Bücher über die DDR 
geschrieben – über die Leute 
und die Menschen eindringlich 
und zutreffend wie kein ande-
rer“, so Frau Müller.
Im Foyer des Thüringer Land-
tags informiert die Multime-
diastele „Jürgen Fuchs – stil-
ler Rebell“ interessierte Besu-
cher über das Leben und Wirken 
des Oppositionellen. Nach einer 
Kurzbiographie werden insbe-
sondere seine Jugend, die Zeit 
der Exmatrikulation, der Haft, 
des Exils und der Deutschen 
Einheit dargestellt. Die Darstel-
lung seines Werkes wird durch 
Auszüge, die von Herta Müller, 
Wilfried Pucher und Udo Scheer 
gelesen werden, illustriert. 

Am Samstag, den 25. Juni, 

öffnet der Thüringer Landtag 

erneut seine Türen und lässt 

die Bürgerinnen und Bürger 

hinter die Kulissen des Lan-

desparlaments blicken.

Zahlreiche Stände im Land-

tag und Umgebung laden die 

Besucher ein, die Arbeit im 

Parlament kennen zu lernen. 

Neben politischen Institutio-

nen werden sich Städte und 

Gemeinden, Vereine und Ver-

bände präsentieren. Abge-

rundet wird der Tag durch ein 

umfangreiches Bühnenpro-

gramm für Groß und Klein.

Tag der offenen Tür 2011

Tag der offenen Tür

Jürgen - Fuchs - Straße 1 |  Erfurt

THÜRINGER LANDTAG
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Landtagspräsidentin Diezel mit dem Künstler Udo Eisenacher
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Ja zur Schuldenbremse! Die CDU-Landtagsfraktion unterstützte eine Aktion der Jungen Union (JU) Thürin-

gen für eine Schuldenbremse in der Landesverfassung. Mit einem sechs Meter hohen Schuldenberg hatte 

die JU vor dem Thüringer Landtag für die Schuldenbremse geworben. CDU-Landtagsabgeordnete beteiligten 

sich an der Unterschriftenaktion für die Petition.

Immer mehr Rückhalt aus der 
Union bekommt der Thürin-
ger CDU-Fraktionsvorsitzen-
de Mike Mohring  für die ge-
meinsam mit den CDU-Frak-
tionsvorsitzenden aus Berlin 
und Brandenburg, Frank Hen-
kel und Dr. Saskia Ludwig, erar-
beiteten Thesen zur bildungs-
politischen Grundsatzdebatte. 
„Es besteht Konsens darüber, 
dass die Länderzuständigkeit 
im Bereich der Schulpolitik un-
geschmälert erhalten bleiben 
muss und die Länder dennoch 
selbst in der Lage sind, für 
mehr Vergleichbarkeit zu sor-
gen. Das Deutschlandabitur ist 
dafür der zentrale Baustein", 
sagte Mohring. Auch aus an-

Bundesweiter Rückhalt für die  Vorschläge zur Bildungspolitik
Deutschlandabitur als zentraler Baustein - Länderzuständigkeit erhalten

deren deutschen Ländern ge-
be es viel Zuspruch für die The-
sen zur Bildungspolitik. Zuletzt 
hatten sich Hessen, Nieder-
sachsen, Bayern und die neuen 
Länder positiv dazu geäußert. 
Laut Mohring wollen die Frak-
tionsvorsitzenden mit den 
Thesen Einfluss auf die bil-
dungspolitische Grundsatz-
debatte in der CDU nehmen, 
die zum nächsten Bundespar-
teitag in einem Leitantrag zur 
Zukunft der Bildungspolitik 
münden soll. „Die leistungsfä-
higsten Bildungssysteme ha-
ben in Deutschland die Län-
der, die über einen langen Zeit-
raum CDU-geführte Landesre-
gierungen hatten oder haben. 

Die Union ist die Partei mit der 
ausgeprägtesten bildungspoli-
tischen Kompetenz, das müs-
sen wir wieder deutlicher aus-
spielen“, so Mohring.
Die Politiker setzen sich u.a. für 
nationale Bildungsstandards 
und Prüfanforderungen für al-
le Fächer und Schulabschlüsse 
ein, halten die Länderzustän-
digkeit jedoch für unverzicht-
bar, damit auf unterschiedli-
chen Wegen zum Ziel päda-
gogische Vielfalt und Wettbe-
werb möglich bleiben.

Das Thesenpapier finden Sie 
hier:  
http://cdu-landtag.de/4_56_
Service_Downloads.html

Der stellvertretende Vorsitzende 
der CDU-Fraktion, Dr. Klaus Zeh 
(im Bild), erhofft sich vom Auf-
enthalt des Papstes in Thürin-
gen eine „geistige und finanzi-
elle Rendite“ und einen Anstoß 
zur Debatte über die ethischen 
Grundlagen des Gemeinwe-
sens. Der Fraktionsvize rechnet 
mit einem erheblichen Auf-
merksamkeits- und Imagege-
winn für den Freistaat, zumal 
Benedikt XVI. in Thüringen als 
einem Kernland der Reformati-

on starke ökumenische Akzente 
setzen wolle. „Katholische und 
evangelische Christen in aller 
Welt werden sehr genau nach 
Thüringen schauen, welche Si-
gnale von diesem Besuch aus-
gehen und dabei ganz automa-
tisch auf die herausragenden Er-
innerungsorte der Kirchen- und 
Konfessionsgeschichte im Land 
verwiesen“, so Zeh.

„Über die Grenzen der parla-
mentarischen Demokratie“ 
war der erste Ettersburger Dis-
kurs überschrieben, der sich un-
ter der Schirmherrschaft Mike 
Mohrings (im Bild Mitte) künf-
tig mindestens zweimal jährlich 
mit Fragen zur „gesellschaftli-
chen Situation der Zeit“ befas-
sen wird. Die Partner dieses ers-
ten von der Konrad-Adenauer-
Stiftung und Schloss Ettersburg 
gemeinsam veranstalteten Dis-
kurses waren der Bundesver-
fassungsrichter Prof. Dr. Peter 
M. Huber (l.) und der Herausge-
ber der Tageszeitung „Die Welt“, 
Thomas Schmid (r.).
Die Demokratie des Grundge-
setzes gründet auf soliden und 
in Krisen bewährten Funda-
menten, aber sie braucht Re-

Erster Ettersburger Diskurs: „Über die Grenzen der parlamentarischen Demokratie“

formen, um die Akzeptanz der 
Bürger zu behalten, so der Te-
nor des Diskurses mit mehr als 
100 Teilnehmern. Doch als Her-
ausforderung erweisen sich die 
gewachsenen Ansprüche der 
heute besser gebildeter Bürger 
bei abnehmenden Gestaltungs-

möglichkeiten im politischen 
Mehrebenensystem zwischen 
den Kommunen und der Euro-
päischen Union. Für Huber stellt 
sich die Politik selbst eine Falle, 
wenn sie da mehr verspricht als 
sie einlösen kann. Als weiteres 
Problem benannte Moderator 

Mohring „die Beschleunigung, 
Zuspitzung und Verdichtung 
der politischen Kommunikati-
on, die so gar nicht zum Rhyth-
mus parlamentarischer Pro-
zesse passt“. Schmid sieht Poli-
tik und Medien gemeinsam da-
für in der Verantwortung, dass 
es „keine Rückzugsräume mehr 
gibt, in denen in Ruhe diskutiert 
werden kann“. Für Huber ist 
„Staatskunst“ gefragt, um die-
se dringend notwendigen Räu-
me zurückzugewinnen.
Ein Patentrezept gegen „die 
Mängel im politischen Betrieb“ 
gibt es laut Schmid nicht. Er riet 
zu Transparenz und mehr Teil-
habe im vorhandenen instituti-
onellen Rahmen und zum Mut, 
den Bürgern stets Alternativen 
zu präsentieren. 

Papst-Besuch: 
Geistige Rendite erwartet
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„Es geht um nicht weniger als 
um den Aufbruch in ein neu-
es Industriezeitalter, weg von 
der großtechnischen hin 
zur kleinteiligen Energie-
erzeugung und -vertei-
lung. Jedes Haus muss als 
Kraftwerk gedacht wer-
den. Strom, Wärme und 
Gas müssen im Zusam-
menhang gesehen und 
auch so organisiert sein. 
(…) hier liegt ein Jobmo-
tor mit riesigen Ausma-
ßen. Es geht um die Ver-
bindung von ökologischer 
und sozialer Frage. Ener-
gie ist eine grundlegende 
Frage der öffentlichen Da-
seinsvorsorge.“ Ein  Zitat 

aus dem Vorwort zum Energie-
konzept der Linksfraktion, das 
unter der Überschrift „Energie-
revolution statt Grüner Kapita-
lismus“ steht. 

„Energierevolution statt Grüner Kapitalismus“
Vor der Energiekonferenz Diskussion des Konzepts in der Fraktion

Das Konzept, das anlässlich der 
Energiekonferenz der Links-
fraktion am 18. Juni im Atrium 

der Erfurter Stadtwerke öffent-
lich vorgestellt wird, war kürz-
lich intensiv in der Fraktionssit-
zung diskutiert worden (s. Fo-
tos). Dabei waren sich die Ab-
geordneten am Schluss einig, 
dass „die ethische, die demo-
kratische und die soziale Fra-
ge noch stärker aufgenommen 
werden müssen“. Auf eine 
grundlegend veränderte Ener-
gieproduktion – dezentral, regi-
onal und regenerativ – müsse 
nicht nur eine macht-, sondern 
vor allem eine sozialpolitische 
Antwort gegeben werden, hat-
te Bodo Ramelow betont und 

das Einsparen und  Optimieren 
hervorgehoben. Bis zum „Jahr 
2040 muss das Niedrigener-

giehaus erreicht“ sein, 
gab der energiepolitische 
Sprecher der Linksfrak-
tion und Bürgermeister 
der Solarkommune Vier-
nau, Manfred Hellmann, 
das Ziel des Konzepts vor. 
Dabei gehörten die Netze 
in öffentliche Hand. „Eine 
gerechte Energiegesell-
schaft“ als Zukunftsauf-
gabe, untermauerte Kat-
ja Wolf, Umweltpolitikerin 
der Linksfraktion. „Ener-
gieeffizienz und Dezent-
ralität sind die Kernpunk-
te“, betonte Petra Enders, 

Bürgermeisterin von Großbrei-
tenbach, die durch ihren un-
versagten Kampf gegen die 
380-kV-Trasse zur Energieex-
pertin geworden ist.

Nachdem jetzt Vertreter der 
Thüringer Bürgerallianz gegen 
überhöhte Kommunalabga-
ben bei einer Mahn-
wache am Rande der 
Landtagssitzung am 
19. Mai in Erfurt den 
Antrag auf Zulas-
sung eines Volksbe-
gehrens bei der Land-
tagspräsidentin an-
gezeigt haben – im 
Foto (r.) die stellver-
tretende Präsidentin 
des Thüringer Landtags Dr. Bir-
git Klaubert (DIE LINKE), die die 
Erklärung entgegennahm, so-
wie die Vertrauenspersonen des 
Volksbegehrens, der Landesvor-

sitzende der Thüringer Bürger-
allianz Peter Hammen, und die 
Rechtsanwältin Susan Rechen-

bach –, ist nun der erste Schritt 
getan. Die Bürger sollen selbst 
entscheiden können, wie künf-
tig Abwasser- und Straßenbau-
investitionen finanziert wer-

„Es ist ein Skandal, der sich seit 
Jahren angebahnt hat, dass 34 
Prozent aller in Thüringen Be-
schäftigten weniger als 8,50 
Euro Stundenlohn verdienen. 
Bei den Unterdreißigjährigen 
sind das sogar 52 Prozent“, kri-
tisierte die arbeitsmarktpoliti-
sche Sprecherin der Linksfrak-
tion, Ina Leukefeld. Sie verwies 
darauf, dass selbst in Wirt-
schaftskreisen ein Umdenken 

Für den Ausbau 
der Schulsozialarbeit

Die Linksfraktion erneuerte ih-
re Kritik am so genannten Bil-
dungs- und Teilhabepaket für 
Kinder, deren Eltern Hartz IV be-
ziehen, als „Ergebnis eines un-
würdigen Geschachers, das 
höchst bürokratisch und ge-
nauso ausgrenzend ist wie al-
le Hartz-IV-Gesetze“ und legte 
dem Landtag einen Gesetzent-
wurf vor. Dringend notwendig 
sind landesgesetzliche Rege-
lungen, damit es tatsächliche 
Verbesserungen für die Betrof-
fenen gibt sowie Rechtssicher-
heit für die Kommunen und ei-
ne Zweckbindung der Mittel für 
das gemeinsame Mittagessen 
und den Ausbau der Schulsozi-
alarbeit. Der LINKE Kinderpoli-
tiker Matthias Bärwolff kritisier-
te auch die fehlerhaften Berech-
nungen zu den Kosten. So reich-
ten die Entlastungen in einigen 
Kommunen kaum aus, um das 
Mittagessen, geschweige denn 
zusätzliche Schulsozialarbeit zu 
finanzieren.

Nutzt K+S Runden 
Tisch als Feigenblatt? 

Anlässlich der 
W i e d e r a u f-
nahme der Ar-
beit des Run-
den Tisches 
„ G e w ä s s e r-
schutz Wer-
ra/Weser und 
Kaliprodukti-

on“ brachte die umweltpoliti-
sche Sprecherin der Linksfrakti-
on, Katja Wolf, ihre Befürchtung 
zum Ausdruck, „dass der Kon-
zern Kali + Salz diesen „nur als 
Feigenblatt nutzt und die Wer-
ra nach dem Weiter-So-Prin-
zip mit Kalilauge belastet, das 
Grundwasser gefährdet und 
verschmutzt“. Die LINKEN Land-
tagsfraktionen Hessen und 
Thüringen haben jetzt ein Gut-
achten zu „Alternativen Produk-
tions- und Entsorgungsverfah-
ren im thüringisch-hessischen 
Kalirevier“ in Auftrag gegeben, 
um zu zeigen, dass es möglich 
ist, Gewässerschutz und Erhalt 
der Arbeitsplätze zu vereinba-
ren. 

Erster Schritt zum Volksbegehren für sozial gerechte Abgaben
den. „Die LINKE unterstützt das 
geplante Volksbegehren, das 
die Finanzierung der Abwas-

serinvestitionen aus-
schließlich über die 
Gebühren und die Um-
wandlung der Stra-
ßenausbaubeiträge in 
eine Infrastrukturab-
gabe zum Ziel hat“, be-
tonte der kommunal-
politische Sprecher der 
Linksfraktion, Frank 
Kuschel (im Foto links), 

und fügte hinzu: „Die Kritiker 
sollten ihre Bedenken äußern, 
aber nicht die öffentliche Dis-
kussion durch Ablehnung des 
Antrags verhindern.“ 

In Thüringen müssen 34 Prozent mit Niedriglöhnen auskommen
stattfindet, „weil Unternehmer 
begreifen, dass sie ohne ent-
sprechende Entlohnung keine 
Fachkräfte halten und gewin-
nen können“. Eine neue Studie 
hatte jetzt auch ergeben, dass 
es in keinem anderen Bundes-
land einen so hohen Anteil von 
Beschäftigten im Niedriglohn-
bereich gibt. Während in Thü-
ringen jeder Dritte einen Stun-
denlohn unter 8,50 Euro hat, 

ist es in Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern je-
der Vierte und in Baden-Würt-
temberg nur jeder Zehnte. 
Die LINKE Abgeordnete ver-
wies auf die wiederholten par-
lamentarischen Initiativen ih-
rer Fraktion: „Nachdrücklich 
fordern wir einen gesetzlichen 
flächendeckenden und Exis-
tenz sichernden Mindestlohn 
von zehn Euro.“



Staatssekretär nimmt Petition von Eltern entgegen
Unterstützung durch das Thüringer Bildungsministerium erhoffen sich Eltern aus dem Ilmkreis, die 
die geplante Schließung der Grundschule Stützerbach verhindern wollen. „Jede Standortaufgabe ei-
ner Schule im ländlichen Raum bedeutet das schrittweise Sterben des betroffenen Ortes. Ein Zuzug 
von Familien mit Kindern wird nicht mehr erfolgen“, heißt es in einem Schreiben, das Eltern am Ran-
de des letzten Plenums Staatssekretär Roland Merten (SPD, Bildmitte) überreichten. Dieser soll das 
Schreiben an die Ministerpräsidentin übergeben. Eleonore Mühlbauer, SPD-Landtagsabgeordnete aus 
Arnstadt (2. v.links), ist besorgt wegen der umstrittenen Pläne und sicherte den Eltern ihre Unterstüt-
zung zu. Diese wollen ein Bürgerbegehren „Erhaltung der Staatlichen ‚Kneipp-Schule am Rennsteig’ 
am Standort Stützerbach“ auf den Weg bringen und erreichen, dass der zuständige Landrat die Schul-
schließung so lange aufschiebt, bis der Bürgerwille in Form des Bürgerbegehrens artikuliert ist.
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Seit Anfang Mai gibt es im 
Thüringer Landtag eine Infor-
mationssäule, die an den Bür-
gerrechtler und Schriftsteller 
Jürgen Fuchs erinnert. 

Die Idee dazu stammt vom 
SPD-Abgeordneten Hans-Jür-
gen Döring. In einer bewegen-
den Feierstunde wurde die Ste-
le Anfang Mai eingeweiht. 
Er könne sich keinen besseren 
Platz als den Landtag als Ort der 
Erinnerung für Fuchs denken, 
sagt der Landtagsabgeordnete 
Hans-Jürgen Döring anlässlich 
der Einweihung der Multime-
dia-Stele im Eingangsbereich 
des Landtags. „Hier ist das Zen-

SPD-Angeordnete Marx: 
Datenschutzbeauftragter 
muss unabhängig bleiben
„Den Da-
tenschutz-
beauftrag-
ten des Lan-
des Thü-
ringen mit 
e i n f a c h e r 
M e h r h e i t 
durch das 
Landesparlament abwählen? 
Eine solche Überlegung lehne 
ich ab.“ Damit erteilt Daten-
schutzexpertin der SPD-Land-
tagsfraktion, Dorothea Marx, 
Plänen des Innenministers ei-
ne klare Absage. Marx unter-
stützt damit den Landesbeauf-
tragten für Datenschutz, Ha-
rald Stauch, in seiner Kritik an 
einem internen Papier des In-
nenministeriums. Bereits in 
der zurückliegenden Landtags-
debatte hatte Marx betont, 
dass ihre Fraktion einen derart 
krassen Angriff auf die Unab-
hängigkeit des Datenschutz-
beauftragten nicht mit tragen 
werde. Marx: „Ein solches Vor-
gehen wäre europaweit ein-
malig und würde die durch die 
Verfassung garantierte Unab-
hängigkeit des Datenschutz-
beauftragten konterkarieren.“
Marx bedauert, dass der um-
strittene „Regelungsvorschlag“ 
immer noch kursiere. Dies ha-
be das Innenministerium ge-
genüber dem MDR einge-
räumt. „Der Passus, der die Ab-
wahlmöglichkeit des Daten-
schutzbeauftragten vorsieht, 
gehört unverzüglich einge-
stampft“, so Marx. 

„Wenn ich nur lachen könn-
te / und im Zirkus wäre / und 
nicht allein auf dem Weg in 
die Zelle / dort steht ein jun-
ger dicker Mensch / mit Leder-
stiefeln und Reithosen / dort 
an der Ecke / mit kleinen zuge-
wachsenen Augen  / steht und 
sagt: „Beeil'n Se sich“ / wenn 
ich nur lachen könnte / an sol-
chen Ecken / nach solchen Ge-
sprächen / vor solchen Stiefeln.
Dieser Text aus den Verneh-
mungsprotokollen korrespon-
diert mit dem Leitmotiv in Jür-
gen Fuchs' Schaffen. Es ist dem 

Auszüge aus der Rede von Hans-Jürgen Döring 
anlässlich der Übergabe der Informationsstele im Thüringer Landtag

Gedichtband „Pappkamera-
den“ vorangesetzt und stammt 
von Wolfgang Borchert: „Wir 
werden nie mehr antreten 
auf einen Pfiff hin“. Das war 
sein (Fuchs – Anmerk.d.Red.) 
Grundthema: Aufbegehren 
gegen die angepasste Macht, 
den imperativen Apparat und 
seinen hohlen Phrasen. Wahr-
heit herstellen. Mitteilen, was 
wirklich geschieht. Sich ein-
mischen, damit Humanismus 
sich behauptet. Nicht mehr Lü-
gen, klar sein. In einer Freund-
schaft, in einer Gefahr, ei-

ner Einsamkeit.  Ohne Jürgen 
Fuchs würde ich heute nicht 
vor Ihnen stehen. 
Kennen gelernt habe ich Jür-
gen beim 2. Poetenseminar in 
Schwerin. Es gab nächtelange 
Gespräche. Seine klugen, doch 
nie besserwisserischen Ana-
lysen, seine Redlichkeit, sein 
Sanftmut  haben mich immer 
wieder beeindruckt. ...
…Er wollte, dass Respekt ent-
steht und Verantwortung 
übernommen wird für das, was 
war. Wir dürfen das Hineinre-
gieren in das Leben der Ande-

SPD-Politiker Döring froh über Ort der Erinnerung für Jürgen Fuchs
trum unserer Demokratie. Hier 
werden politische Argumen-
te ausgetauscht, hier streiten 
die Abgeordneten auf der Su-
che nach den besten Ideen für 
den Freistaat. Jürgen Fuchs hat 

den Weg dafür geebnet“, sagt 
Döring, der viele Jahre lang mit 
Fuchs befreundet war.
Mit seinem Protest gegen die 
Ausbürgerung Wolf Biermanns 
und seinem politischen Enga-

gement habe Jür-
gen Fuchs aber 
dazu beigetragen, 
„dass wir in die-
ser offenen Ge-
sellschaft leben 
dürfen – nach vie-
len Jahren des Ein-
gesperrtseins und 
der geistigen En-
ge in der DDR. Da-
für danken wir 
ihm.“ 

ren, das Leid der Opfer und Be-
troffenen, die beängstigen-
de Düsternis der Gefängnisse 
und Verhörräume nicht aus-
blenden. Das sind wir all denen 
schuldig, die damals bespitzelt, 
drangsaliert und auch wegge-
sperrt worden. 
Das sind wir Jürgen Fuchs 
schuldig. Das sind wir uns 
selbst schuldig. 
‚Wer vorschlägt, zur Tagesord-
nung überzugehen, plädiert 
für ein erneutes Loslösen von 
der humanen Orientierung‘, so 
Jürgen Fuchs.“ 

Kulturpolitiker Hans-Jürgen Döring (links) und 
Heiko Genzel, Vizepräsident des Thüringer Land-
tags, bei der Übergabe der Informationsstele. 
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„Die Ergebnisse der neuen 
Steuerschätzung sind eine gu-
te Nachricht für Thüringen, 
aber die Lage im 
Freistaat ist unver-
ändert ernst“, sag-
te der Fraktionsvor-
sitzende der FDP 
im Thüringer Land-
tag Uwe Barth im 
Mai-Plenum in der 
Aktuellen Stun-
de auf Antrag sei-
ner Fraktion. Jetzt 
müsse man endlich 
die Haushaltskon-
solidierung ange-
hen. „Die Landesre-
gierung drückt sich 
seit ihrer Amtsüber-
nahme vor dieser 
Aufgabe“, kritisier-
te Barth. Er forderte die Regie-
rungskoalition erneut auf, auf 
Neuverschuldung zu verzich-

Besorgt um die Zukunft der Thü-
ringer Kommunalpolitik ist der 
parlamentarische Geschäftsfüh-
rer der FDP-Landtagsfraktion Dirk 
Bergner. Mit Blick auf die Alters-
entwicklung in Thüringen for-
dert er, das Kommunalwahlrecht 
zu überarbeiten. Die momentane 
Regelung begrenze das Alter der 
Bürgermeister zu stark, so Berg-
ner. „Junge Menschen können mit 
18 zwar einen Trupp im Kampfein-
satz in Afghanistan führen, aber 
nicht Bürgermeister einer Ge-
meinde in Thüringen sein“, sag-
te der 46-Jährige und wies auf ei-

Nicht viel Hoffnung habe die 
Bahn hinsichtlich der ICE-Hal-
te in Weimar machen können, 
berichtete Untermann nach ei-
nem Treffen mit dem Leiter des 
Berliner Büros der Deutschen 
Bahn, Alexander Kaczmarek, und 
dem Konzernbevoll-
mächtigten der Deut-
schen Bahn beim Frei-
staat Thüringen, Vol-
ker Hädrich, am 23. 
Mai in Berlin „Durch 
den Ausfall der Neige-
technik sieht die Bahn 
derzeit keinen Spiel-
raum, um zwischen 
den Knoten Frank-
furt am Main und 
Dresden noch einen 
Halt in Weimar ein-
zulegen“, sagte Un-
termann. Fortschritte 
sehe er hingegen bei 
der Mitte-Deutschland-Verbin-
dung (MDV). Bei deren Umset-
zung hapere es weniger an der 

Einen neuen „Hochschulpakt“ 
der Landesregierung mit den 
Universitäten und Hochschu-
len in Thüringen fordert die bil-
dungspolitische Sprecherin der 
FDP-Landtagsfraktion Franka Hit-
zing. Zum Auftakt ihrer hoch-
schulpolitischen Reise durch den 
Freistaat mahnte sie klare Finan-
zierungszusagen für eine verläss-
liche Hochschulplanung an. Hit-
zing kritisierte die Antwort der 
Landesregierung auf eine Kleine 
Anfrage ihrer Fraktion, in der die 

Landesregierung hierzu nur „sehr 
unbestimmte Formulierungen“ 
gebraucht habe. Die Thüringer 
Hochschulen litten derzeit un-
ter den Kürzungen, die das Land 
mit Verweis auf die sogenannte 
„Notfallklausel“ gegen die Stim-
men der FDP beim Haushalt für 
2011 beschlossen hatte. Rund 26 
Mio. Euro fehlen den Hochschu-
len im Freistaat dadurch in ihrem 
aktuellen Budget. Welche kon-
kreten Auswirkungen diese Kür-
zungen für die Thüringer Hoch-
schulen haben, darüber wollte 
sich die liberale Bildungspoliti-
kerin vor Ort informieren. In der 
Wahlkreiswoche im Mai besuch-
te sie deshalb die Hochschulen 
in Erfurt, Jena, Schmalkalden und 
die Berufsakademie in Eisenach, 
um mit den jeweiligen Hoch-
schulleitungen und den Studie-
rendenräten (im Bild: Franka Hit-
zing im Gespräch mit dem Jena-
er Studentenratsvertreter Mike 
Niederstraßer) zu sprechen. En-
de Juni folgen dann die Besuche 
in ihrem Heimatkreis an der FH 
Nordhausen sowie den Hoch-
schulen in Weimar. „Wir wollen 
wissen, wo Lehrende und Stu-
dierende der Schuh drückt und 
uns dabei nicht auf die Informa-
tionen der Regierung verlassen 
müssen“, umreißt Hitzing das 
Anliegen ihrer Fraktion.

Jetzt Haushaltskonsolidierung angehen 
Barth: „Ein schuldenfreier Haushalt ist noch kein schuldenfreies Land“ 

ten, konsequent auf Sparkurs 
zu bleiben und Schulden ab-
zubauen. „Ein schuldenfreier 

Haushalt ist noch kein schul-
denfreies Land“, mahnte der 
Fraktionschef der Liberalen 

und bekräftigte die Forderung 
der FDP nach Verankerung ei-
ner Schuldenbremse in der Ver-

fassung. Er dankte der 
Jungen Union für ih-
re Unterstützung des 
Anliegens und unter-
zeichnete eine Forde-
rung des CDU-Jugend-
verbandes zur Einfüh-
rung der Schulden-
bremse in Thüringen. 
Der „Schuldenberg“ 
der JU und die „Schul-
denuhr“ der FDP-Frak-
tion wiesen während 
der Landtagsdebatte 
auf die dramatische 
Lage im Freistaat hin. 
„Ich helfe der CDU-
Fraktion gern dabei, 
die Schuldenbremse 

in die Verfassung zu bringen“, 
sagte Barth zu CDU-Fraktions-
chef Mike Mohring. 

FDP-Verkehrsexperten im Gespräch mit der Bahn 
Untermann: „Fortschritte bei der Mitte-Deutschland-Verbindung“

Finanzierung, habe er aus Berlin 
mitgenommen. „Es ist das Pla-
nungsrecht, das uns hier aus-
bremst. Erst wenn das Planfest-
stellungsverfahren abgeschlos-
sen ist, kann die Bahn überhaupt 
eine Finanzierungsvereinba-

rung mit dem Bund abschlie-
ßen“, so Untermann. Im kom-
menden Monat sollen die Pla-

nungsunterlagen für den letz-
ten Abschnitt der MDV an das 
für das Planfeststellungsverfah-
ren zuständige Eisenbahnbun-
desamt gehen. Die Bahn hoffe 
dann, Mitte kommenden Jahres 
Baurecht zu erhalten,   wenn kei-

ne Anwohner gegen 
den Gleisausbau kla-
gen. Mit Interesse hät-
ten die Thüringer auch 
Prognosen zum Anteil 
des Güterverkehrs auf 
der ICE-Neubaustre-
cke München Berlin 
durch Thüringen auf-
genommen. Dem-
nach gehe man davon 
aus, dass in Zukunft 
doppelt so viele Gü-
terverkehrszüge wie 
ICEs die Trasse nutzen 
werden. „Die Strecke 
dient eindeutig auch 

dem Ziel, mehr Güter auf die 
Gleise zu bekommen“, so Un-
termann. 

FDP sorgt sich um Thüringer Kommunalpolitik 
Bergner: „Wir brauchen alte Hasen und junge Füchse“

nen Widerspruch hin, den es auf-
zulösen gelte: „Wählen dürfen sie 
den Bürgermeister, werden dür-
fen sie es nicht“. Deswegen hat 
die FDP-Fraktion einen entspre-
chenden Gesetzesentwurf erar-
beitet, der am 19. Mai zur ersten 
Beratung auf der Tagesordnung 
des Landtags stand und dort bei 
den anderen Fraktionen überwie-
gend positiv kommentiert wur-
de. Den Kritikern empfiehlt Berg-
ner, einen Blick in die deutschen 
Landtage und den Bundestag zu 
werfen. Dort seien junge Leute 
unter 21 bereits sehr erfolgreich 

tätig. Probleme sieht Bergner 
auch am anderen Ende der Ska-
la: „Mit 65 gehört man als haupt-
amtlicher Bürgermeister laut Ge-
setz schon zum alten Eisen“, kriti-
siert er die bestehende Regelung. 
Die Erfahrung, die man jungen 
Leuten abspreche, sei bei den Äl-
teren scheinbar nicht mehr ge-
fragt. „Wir brauchen aber beides: 
Die alten Hasen und die jungen 
Füchse“, unterstreicht der parla-
mentarische Geschäftsführer der 
FDP-Landtagsfraktion, der selbst 
ehrenamtlicher Bürgermeister in 
Hohenleuben ist. 

Die Fraktionsvorsitzenden von FDP und CDU, Uwe Barth 
und Mike Mohring, tauschten sich am Stand der Jungen 
Union über die Senkung der Staatsverschuldung aus.

Mit einer Schweizer Wirtschaftsdelegation informierte sich die FDP-Frak-
tion Anfang Mai bei der Deutschen Bahn AG über die Planungen zum 
ICE-Knotenpunkt Erfurt. V.l.n.r. Fraktionsgeschäftsführer Dr. Carsten 
Klein, Britta Klapproth vom Swiss Business Hub Germany, MdL Heinz Un-
termann, Lilach Guitar Nunez von der Schweizerischen Botschaft, MdL 
Thomas L. Kemmerich und Volker Hädrich von der Deutschen Bahn AG.

FDP fordert verlässliche 
Hochschulfinanzierung 
Frank Hitzing informierte sich 
bei Thüringer Hochschulen 
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Im Mittelpunkt der Diskussion 
um die Stiftung FamilienSinn 
steht nicht immer die Qualität 

Sachliche Analyse nutzt allen
der Familienpolitik, sondern 
eher die ideologische Ausein-
andersetzung. Dabei braucht 
Thüringen eine Lösung, die vor 
allem den Familien und Kin-
dern zu Gute kommt. 
Für die Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN ist es daher 
selbstverständlich, den Bera-
tungsentwurf des Rechnungs-
hofs ebenso ernst zu nehmen 
wie die noch ausstehende Stel-
lungnahme der Landesregie-
rung. Beide Positionen müssen 
in eine abschließende Bewer-
tung einfließen. Ziel war und 

ist dabei nicht zwingend die 
Auflösung der Stiftung, son-
dern das Erreichen einer nach-
haltigen Familienpolitik für 
den Freistaat.
Alle Fragen müssen gründlich 
beantwortet und die Erkennt-
nisse dem Parlament vorge-
legt werden. Wenn es keine 
rechtliche Beanstandung am 
Bestand von FamilienSinn gibt, 
sollte der Fokus endlich wieder 
auf die inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit der Familien-
politik gelegt werden. BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN fordern 

eine sachliche Analyse, die al-
len nutzt: dem Ansehen der Po-
litik, der Haushaltslage Thürin-
gens, zuallererst aber den Kin-
dern und ihren Familien. 

Master wird auch in Thüringen zum Nadelöhr
Mit der Änderung des Hoch-
schulzulassungsgesetzes wird 
der Master nun auch in Thü-
ringen zum Nadelöhr. 
Aus Sicht von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sind Zulassungs-
beschränkungen für den Mas-
ter das falsche Signal. Denn 
angesichts des zunehmenden 
Fachkräftemangels braucht 
es im Freistaat mehr Master-
studierende. „Viele Studieren-
de und auch die Wirtschaft be-
mängeln bereits jetzt das Feh-
len des freien Zugangs und das 
Fehlen eines bedarfsgerech-
ten Ausbaus der Masterka-
pazitäten“, sagt Astrid Rothe-
Beinlich, hochschulpolitische 
Sprecherin der bündnisgrünen 

Fraktion. Viele Bedenken und 
Anregungen aus der schriftli-
chen Anhörung sind nicht in 
das Hochschulzulassungsge-
setz eingeflossen. Der Deut-
sche Hochschulverband, das 
Deutsche Studentenwerk und 
mehrere Studierendenorgani-
sationen hatten ausgeführt, 
dass Zulassungsbeschränkun-
gen problematisch sind und 
sich für einen freien Zugang 
stark gemacht.  

„Wir werden nicht müde, uns 
für bessere Studienbedingun-
gen und einen Ausbau der Stu-
dienplatzkapazitäten stark zu 
machen“, kündigt Rothe-Bein-
lich an.

Am 10. Mai 2011 nahmen VertreterInnen des Thüringer Bauernverbandes, 

der Thüringer Landesanstalt für Landwirtschaft, der Bioenergieberatung 

Thüringen BIOBETH, des Fachverbandes Biogas und regionaler Landwirt-

schaftsbetriebe am Fachgespräch „Wie weiter mit der Biomasse im EEG?“ 

mit dem agrarpolitischen Sprecher der bündnisgrünen Fraktion, Dr. Frank 

Augsten, in der Agrarprodukte Ludwigshof e.G. teil. Ergebnisse des Gesprä-

ches sind in den Antrag „Biomasse: Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

nachhaltig weiterentwickeln“ von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingeflossen.

Klimaschutz und Wertschöpfung 
Die Bereitstellung von Raum-
wärme und Warmwasser ver-
ursacht etwa ebenso viele 
Schadstoffe wie die Strompro-
duktion. Um sie zu reduzieren, 
brachte die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN das Kli-
maschutz-Gebäude-Rahmen-
gesetz in das Mai-Plenum ein. 
Der Entwurf wurde allerdings 

nicht einmal in die Ausschüsse 
verwiesen. 
„Uns geht es darum, den Kli-
maschutz in Thüringen nach-
haltig zu verbessern und den 
Energieverbrauch deutlich 
zu reduzieren“, sagt Jennifer 
Schubert, baupolitische Spre-
cherin der bündnisgrünen 
Fraktion. Zudem sollte das Ge-

setz positive Impulse für die 
wirtschaftliche Entwicklung 
Thüringens geben: Zum einen 
würden die Sanierungsaufträ-
ge vor allem dem heimischen 
Bauhandwerk zu Gute kom-
men, zum anderen durch die 
Nutzung regenerativer regio-
naler Energie mehr Geldmittel 
im Freistaat verbleiben. „Wir 

hoffen nun, dass zur zweiten 
Lesung unseres Gesetzentwur-
fes auch ein Entwurf der Lan-
desregierung vorliegt – denn 
eine schnelle und konsequen-
te Umsetzung aller sinnvollen 
energetischen Maßnahmen 
würde dauerhafte Beschäfti-
gung für 20 000 Menschen 
schaffen“, so Schubert.

Am 19. Mai eröffnete die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die 
Ausstellung „Japan und Hiroshimas Lächeln“. Die Arbeiten des Künst-
lers Reinhard Wand – hier im Gespräch mit dem Landessprecher von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Dieter Lauinger (links), und der Frakti-
onsvorsitzenden Anja Siegesmund – sind stark durch die Kultur und 
Geschichte des asiatischen Landes beeinflusst.

Keine Entlastung möglich
Einmal jährlich gibt der Bericht 
des Landesrechnungshofes Ge-
legenheit, die Haushaltsdurch-
führung der Vorjahre zu debat-
tieren. Zuletzt war dies das Jahr 
2008. 
Aus den dargestellten Fällen 
und Beispielen wurde deutlich, 
dass einige Ministerien in der 
vergangenen Wahlperiode mit 
dem knappen Geld nicht im-
mer optimal umgegangen sind. 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kri-
tisieren etwa die drei Neubau-
ten für den Maßregelvollzug. 
Dort sind die nun anfallenden 
Kosten für Unterhaltung und 
Betrieb teilweise deutlich hö-

her als in den alten Häusern 
und das bei etwa gleicher Aus-
lastung. Auch die Beschaffung 
von Verkehrsmesstechnik, also 
Blitzgeräten, ging offenbar am 
Bedarf vorbei. Zudem ist der 
Bau von Straßen durch private 
Unternehmen fragwürdig, bei 
dem nicht nach dem vorhan-
denen Geld entschieden wur-
de, sondern über diese Finan-
zierungsform überhöhte Stan-
dards durchgesetzt wurden.
Dennoch haben sich BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN zu dem Be-
richt enthalten, da der Frakti-
on die Hintergründe zur Haus-
haltsführung 2008 fehlen.
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Die Beauftragte für die Stasiunterlagen
Ausstellung:  Das Jahr der Mauer 
Das Jahr 1961: Durch die Poli-
tik der SED mit ihrer ideologi-
schen Bevormundung und po-
litischen Gleichschaltung, mit 
den abstrusen Wirtschaftsthe-
orien, mit ihrer zwanghaften 
Planwirtschaft blieb die DDR 
weit hinter der westlichen Frei-
heits- und Wohlstands-Ent-
wicklung zurück. Die SED re-
agierte mit Repressionen auf 
jede Gegenwehr und jede Ab-
weichung und löste damit im-
mer neue Fluchtwellen aus. Die 
Handwerker flohen, als ihre Be-
triebe geschlossen oder ver-
staatlicht wurden, die Intellek-
tuellen, als klar wurde, dass sie 

keine geistige Freiheit und ih-
re Kinder keine Chance auf ein 
Studium haben würden, Bau-
ern flohen, als sie in die LPG ge-
zwungen wurden. Und es wa-
ren besonders viele junge Men-
schen, die das Land, die Famili-
en verließen, weil sie unter der 
SED keine Chancen für sich sa-
hen. Bis zum Mauerbau gingen 
über 3,5 Millionen Menschen.
Vor diesem Hintergrund ruft 
die Ausstellung das Jahr 1961 
ins Gedächtnis. Berlin war weit 
weg, aber die Mauer wurde 
mitten in das Leben der einfa-
chen Leute hineingebaut. 
So finden sich in dieser Aus-

stellung zahlreiche Dokumen-
te: Vom politischen Witz bis 
zur Stasiakte, vom Zeitungs-
bericht bis zum Partei-Lied, Bil-
der und Gerichtsakten, Propa-
ganda-Plakate und Flugblätter. 
Die Älteren, die sich an die Zeit 
erinnern, werden vieles wie-
der erkennen. Die Jüngeren ha-
ben die Chance, in das Lebens-
gefühl der DDR-Bürger von da-
mals einzutauchen und so viel-
leicht zu verstehen, was Leben 
in der Diktatur damals bedeu-
tete. 
Die Ausstellung wird auf 
Marktplätzen von 20 Orten zu 
sehen sein. 

Wenn von Videoüberwachung 
im Straßenverkehr die Rede 
ist, denkt man zunächst an 
einen Einsatz zu Strafverfol-
gungszwecken oder zur Verfol-
gung von Ordnungswidrigkei-
ten, etwa als Beweissicherung 
bei Rotlicht- und Abstands-
verstößen oder Geschwin-
digkeitsübertretungen, Nöti-
gungen etc. Neben diesen An-
wendungszwecken wird Vi-
deotechnik aber zunehmend 
auch für Forschungs-, Ver-
kehrsplanungs- und Verkehrs-
leitzwecke eingesetzt. In die-
sem Sinne soll die Videoüber-
wachung keinen präventiven 
oder repressiven Zweck im Be-
zug auf den Betroffenen erfül-
len, sondern der Allgemein-

Videoüberwachung im Straßenverkehr
heit etwa zur Durchführung 
von Verkehrsforschungspro-
jekten, zur Optimierung der 
Verkehrslagebeurteilung, zur 
Erhöhung der Verkehrssicher-
heit oder zur Schaffung einer 
Grundlage für die Verkehrspla-
nung dienen. Die Verwendung 
von Videotechnik wird aus da-
tenschutzrechtlicher Sicht im-
mer dann relevant, wenn dabei 
personenbezogene Daten ver-
arbeitet oder genutzt werden. 
Bereits das Kfz-Kennzeichen 
selbst stellt ein personenbe-
ziehbares Datum dar. Hierun-
ter fällt auch das Erfassen von 
Firmenschriftzügen auf Fahr-
zeugen, da sie im Einzelfall 
Rückschlüsse auf den Fahrer 
zulassen. Im Landes- und auch 

im Bundesrecht existiert keine 
spezialgesetzliche Regelung, 
nach der die Videoüberwa-
chung zu derartigen Zwecken 
zulässig wäre, es sei denn, es 
werden keine personenbezo-
genen Daten verarbeitet. Dies 
erfordert der Zweck der Maß-
nahme in den meisten Fäl-
len auch nicht, wie z. B. bei der 
Feststellung der Verkehrsdich-
te. Hier müssen die Videobilder 
von vornherein so unscharf er-
stellt oder elektronisch so ver-
fremdet werden, z. B. durch Re-
duktion der Auflösung, die An-
fertigung eines Infrarotbildes, 
die ausschließliche Darstel-
lung der Fahrzeugumrisse etc., 
dass ein Personenbezug weit-
gehend ausgeschlossen ist. 

Die parlamentarisch gewähl-
ten Bürgerbeauftragten der 
Bundesländer trafen sich auf 
Einladung des rheinland-pfälzi-
schen Bürgerbeauftragten Die-
ter Burgard zu einer Arbeitsta-
gung in Mainz.  
Das Treffen diente 
der weiteren inten-
siven Zusammenar-
beit und dem Infor-
mationsaustausch 
der Bürgerbeauf-
tragten aus Meck-
l e n b u rg -Vo r p o m -
mern, Schleswig-
Holstein, Thüringen 
und Rheinland-Pfalz. 
Im Mittelpunkt der 
Tagung stand ein 
Referat und die sich 
daran anschließen-
de Diskussion mit 
Frau Prof. Dr. Guckel-
berger, Lehrstuhl 

Bürgerbeauftragte trafen sich am 5. und 6. Mai 2011 in Mainz
für öffentliches Recht von der 
Rechts- und Wissenschaftli-
chen Fakultät der Universi-
tät Saarbrücken zu neuen Ent-
wicklungen im Petitionsrecht 
und der Bürgerbeteiligung.  

Landtagspräsident Joachim 
Mertes empfing die Gäste und 
hob die Bedeutung der Institu-
tion des Bürgerbeauftragten 
hervor. In der Aussprache stan-
den aktuelle Fragestellungen 

bezüglich der Fort-
entwicklung des Pe-
titionsrechtes durch 
Online-Formulare, 
der Sozialgesetzge-
bung, des Strafvoll-
zugs, des Teilhabe- 
und Bildungspake-
tes und der öffent-
lichen Petition im 
Mittelpunkt. Aktu-
ell diskutiert wur-
den auch Fragen der 
Privatisierung von 
staatlichen Aufga-
ben und der damit 
e i n h e r g e h e n d e n 
Aushöhlung des Pe-
titionsrechtes.

Bernd Schubert,BÜB von Mecklenburg-Vorpommern, Joachim Mer-
tes, Landtagspräsident von Rheinland-Pfalz, Birgit Wille, BÜB von 
Schleswig-Holstein, Dieter Burgard, BÜB von Rheinland-Pfalz, Silvia 
Liebaug, BÜB von Thüringen (v.l.n.r.)


